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Liebe Leserinnen und Leser, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
nun liegt das Gutachten zur Zukunft der Ausbildung vor. Am 7. Mai wurde es Bundesgesundheitsministerin Ulla 
Schmidt überreicht. Es bietet uns die Möglichkeit, anhand von Fakten zu debattieren, was sich in der Ausbildung zum 
Psychotherapeuten ändern und was so bleiben sollte, wie es ist.  
Grundsätzlich können wir uns für Schlussfolgerungen und konkrete Vorschläge bis nach der Bundestagswahl Zeit lassen, 
um Positionen zu entwickeln, die von möglichst Vielen getragen werden. Bei zwei Punkten ist der Handlungsbedarf aber 
akut: Wir brauchen kurzfristig eine Lösung für die praktische Tätigkeit sowohl fachlich-inhaltlicher als auch finanzieller 
Natur und wir müssen heute schon tätig werden, um zu sichern, dass erst ein Master den Zugang zur Psychotherapieaus-
bildung ermöglicht und wie dieser zu gestalten ist. 
 
Herzlich 
 
Ihr Rainer Richter 

Honorarreform 2009: Bessere Versorgung sichern 
Mindestens fünf Millionen 

Menschen leiden in Deutsch-
land jährlich an einer schwe-
ren psychischen Krankheit und 
sind dringend behandlungsbe-
dürftig. Das sind ca. 700.000 
Kinder unter 18 Jahren, ca. 
2,9 Millionen psychisch kran-
ke Erwachsene zwischen 18 
und 65 Jahren und etwa 1,5 
Millionen Menschen über 65 
Jahren. In der Regel ist Psy-
chotherapie allein oder in 
Kombination mit Pharma-
kotherapie unter Evidenzge-
sichtspunkten das Mittel der 
Wahl. Diesem psychothera-
peutischen Behandlungsbedarf 
stehen in Deutschland höchs-
tens 1,5 Millionen psychothe-
rapeutische Behandlungsplätze 
im ambulanten und stationären 
Bereich gegenüber. Konse-
quenzen dieses Missverhältnis-
ses zwischen Versorgungsbe-
darf und -angebot sind lange 
Wartezeiten bei niedergelasse-
nen Psychotherapeuten und im 
ambulanten wie stationären 
Bereich eine besorgniserre-
gend hohe Verordnung von 
Psychopharmaka. 

Einen Beitrag zum Abbau 
der Unter- und Fehlversor-
gung leistet die Honorarre-
form 2009 mit einer bundes-

weit einheitlichen, angemesse-
nen Vergütung pro Zeiteinheit 
und der innerhalb von Kapazi-
tätsgrenzen größeren Flexibili-
tät des psychotherapeutischen 
Behandlungsangebots. Seit 1. 
Januar 2009 rechnen niederge-
lassene Psychotherapeuten die 
Einzeltherapie pro Behand-
lungsstunde mit 81,03 Euro 
ab. Für probatorische Sitzun-
gen erhalten sie 61,42 Euro. 
Davon werden ihnen – eben-
falls bundeseinheitlich – maxi-
mal 27.090 Minuten pro 
Quartal zugestanden. Hinzu 
kommen – je nach Bundesland 
– noch einmal 1.000 bis 6.000 
Minuten, z. B. für die diagnos-
tische Tätigkeit („probatori-
sche Sitzungen“). 

Die Sicherung einer ange-
messenen Vergütung pro Zeit-
einheit innerhalb der Kapazi-
tätsgrenzen erlaubt eine stär-
kere Versorgungsorientierung. 
Psychotherapeuten erhalten 
ein festes Honorar nicht nur 
für die psychotherapeutische 
Behandlung, sondern auch, 
wenn sie sich kurzfristig ein 
Bild vom akuten Behandlungs-
bedarf der Patienten auf ihren 
Wartelisten machen. Mit gu-
tem Grund wurden also Leis-
tungen, wie z. B. die probato-

rischen Sitzungen, in die Re-
gelung der Kapazitätsgrenzen 
einbezogen und insoweit den 
genehmigungspflichtigen Leis-
tungen gleichgestellt. 

Der Konflikt innerhalb der 
Ärzteschaft um die Honorarre-
form 2009 droht auf Kosten 
der Psychotherapeuten gelöst 
zu werden. Einzelne Kassen-
ä rz t l i che  Vere in igungen 
(KVen) haben dies bereits an-
gekündigt. Psychotherapeuten 
unterliegen jedoch nicht dem 
Regelleistungsvolumen. Es 
wäre deshalb nicht zu recht-
fertigen, die Beschlüsse des 
Erweiterten Bewertungsaus-
schusses vom 27. Februar und 
20. April 2009 so zu interpre-
tieren, dass psychotherapeuti-
sche Leistungen, wenn sie 
nicht antrags- und genehmi-
gungspflichtig sind, weiteren 
Mengenbegrenzungen zu un-
terwerfen sind. Aktuell geht 
es für die Profession also da-
rum, die richtigen Weichen-
stellungen des Gesetzgebers 
und des Erweiterten Bewer-
tungsausschusses auf der KV-
Ebene zu verteidigen. Die 
massive Unterversorgung psy-
chisch kranker Menschen ist 
dabei ein schlagkräftiges Argu-
ment. 
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BVerwG: Wirksamkeitsnachweis erforderlich 
Gründe entgegenstehen, ansons-
ten sei die Einschätzung des WBP 
zugrundezulegen. 

Das Gericht machte weiterhin 
deutlich, dass aus der wissen-
schaftlichen Anerkennung eines 
Psychotherapieverfahrens bei 
Erwachsenen nicht auf die Wirk-
samkeit bei Kindern und Jugend-
lichen geschlossen werden könne. 
Auch der Gesetzgeber habe zwi-
schen diesen beiden Altersgrup-
pen unterschieden, indem er zwei 
Berufe und zwei Ausbildungswe-
ge definiert habe: den Beruf des 
Psychologischen Psychotherapeu-
ten und den des Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten. 

Ferner bestätigte das BVerwG 
im Grundsatz auch das Konzept 
des Schwellenkriteriums, welches 
der WBP für die Empfehlung zur 
vertieften Ausbildung eingeführt 
hat. Es sei sinnvoll, so das 
BVerwG in der mündlichen Ver-
handlung, dass der WBP für die 
Empfehlung eines Verfahrens zur 
vertieften Ausbildung den Wirk-
samkeitsnachweis für ein breite-
res Spektrum von psychischen 
Erkrankungen zugrundelege. Mit 
einem „Orchideenverfahren“, 
welches nur bei einem vergleichs-
weise seltenen Störungsbereich 
seine Wirksamkeit nachgewiesen 
habe, könne die erforderliche 
Qualität der Ausbildung zum 
Psychotherapeuten nicht sicher-
gestellt werden. 

Das Bundesverwaltungsgericht 
(BVerwG) in Leipzig hat am 30. 
April entschieden, dass die Zulas-
sung eines Psychotherapieverfah-
rens zur vertieften Ausbildung 
einen nachprüfbaren Beleg der 
Wirksamkeit erfordert. Das Ge-
richt hob in seiner Entscheidung 
hervor, dass es nicht ausreiche, 
dass ein psychotherapeutisches 
Verfahren in der Fachdiskussion 
Resonanz gefunden habe und in 
der Praxis angewandt werde. 
Psychotherapie sei gesetzlich 
definiert als Heilung von seeli-
schen Störungen mit Krankheits-
wert mittels wissenschaftlich 
anerkannter Verfahren. Die An-
wendung von möglicherweise 
wirkungslosen oder gar schädli-
chen Therapieverfahren könne 
nicht dazugehören. Die Beschrän-
kung auf wissenschaftlich aner-
kannte Verfahren diene neben 
der Verhinderung von Miss-
brauch auch der Absicherung der 
Qualität der psychotherapeuti-
schen Ausbildung. Damit hebe 
sich das Berufsbild des Psychothe-
rapeuten von der Ausübung der 
Psychotherapie durch Heilprakti-
ker mit beliebiger Vorbildung ab. 

Das BVerwG hat damit ein 
Urteil des Oberverwaltungsge-
richts (OVerwG) Münster aufge-
hoben und die Sache zur erneuten 
Entscheidung zurückverwiesen. 
Das Oberverwaltungsgericht 
Münster hatte über die Zulassung 

einer Ausbildungsstätte für Kin-
der- und Jugendlichenpsychothe-
rapie für Gesprächspsychothera-
pie entschieden. Die beklagte 
Behörde hatte die Zulassung ver-
sagt, weil die Wirksamkeit der 
Gesprächspsychotherapie für die 
Behandlung von Kindern und 
Jugendlichen nicht wissenschaft-
lich belegt sei. Die Behörde stütz-
te sich dabei auf Gutachten des 
Wissenschaftlichen Beirats Psy-
chotherapie (WBP). Das 
OVerwG Münster hielt die Zu-
lassung eines Psychotherapiever-
fahrens jedoch auch dann für 
möglich, wenn das Verfahren in 
der Fachdiskussion Resonanz und 
in der Praxis eine gewisse Ver-
breitung gefunden habe. Außer-
dem sei die Wirksamkeit der 
Gesprächspsychotherapie bei 
Erwachsenen nachgewiesen. 
Gleiches müsse deshalb für die 
Behandlung von Kindern und 
Jugendlichen gelten. 

Das BVerwG wies darauf hin, 
dass der Gesetzgeber zur Begut-
achtung der wissenschaftlichen 
Anerkennung eines Psychothera-
pieverfahrens in Zweifelsfällen 
den WBP vorgesehen habe. Die 
Gutachten des WBP kämen ei-
nem antizipierten Sachverständi-
gengutachten gleich. Bei einer 
erneuten Entscheidung werde das 
Berufungsgericht zu prüfen ha-
ben, ob dem Gutachten des WBP 
durchgreifende tatsächliche 

Kinderschutzgesetz: 
Verpflichtende Hausbesuche umstritten 

Die verpflichtenden Hausbe-
suche durch das Jugendamt, 
die das Kinderschutzgesetz der 
Bundesregierung vorsieht, sind 
heftig umstritten. Wenn der 
Verdacht auf Kindeswohlge-
fährdung besteht, will das Ge-
setz dem Jugendamt vorschrei-
ben, das gefährdete Kind und 
dessen Umfeld in Augenschein 
zu nehmen. Nur in Einzelfäl-
len, wenn dadurch der Schutz 
des Kindes gefährdet wäre, 
darf die Behörde auf einen 
Hausbesuch verzichten. Da-
durch soll eine Entscheidung 
nach Aktenlage verhindert 
werden. 

Die Opposition und die Mehr-
heit der Fachverbände stehen die-
ser Neuregelung äußerst kritisch 
gegenüber. Bei obligatorischen 
Hausbesuchen können Jugendäm-
ter nicht mehr individuell ange-
messen reagieren. So kann ein 
Hausbesuch als Kontrollinstru-
ment schädlich sein, wenn er das 
Vertrauen gefährdeter Familien 
in behördliche Hilfen untergräbt 
und zu einem Abbruch des Kon-
takts führt. Kinder lassen sich am 
besten schützen, wenn Eltern be-
reit sind, Hilfen anzunehmen. 

Um einen besseren Kinder-
schutz zu erreichen, brauchen 
Eltern frühzeitig und nie-

derschwellig Beratung und Un-
terstützung. Das Kinderschutz-
gesetz schafft hier jedoch keine 
neuen Anspruchsgrundlagen für 
Familien in Not. Müssen Jugend-
ämter künftig bei jedem geäu-
ßerten Verdacht das Kind und 
sein persönliches Umfeld in Au-
genschein nehmen, werden in 
großem Umfang personelle Res-
sourcen gebunden, die für die 
Beratung und Betreuung der Fa-
milien dringend gebraucht wer-
den. An diesem zentralen Punkt 
würde der Gesetzentwurf keine 
positive präventive Wirkung ent-
falten, sondern möglicherweise 
sogar negative Effekte haben. 

Gesetzentwurf der Bun-
desregierung  

(BT-Drs. 16/12429: 
www.bundestag.de 

 
Stellungnahme der BPtK: 

www.bptk.de 

Pressemitteilung des Bun-
desverwaltungsgerichts: 

www.juris.bundessozial-
gericht.de  
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BPtK-Dialog Das Projekt psysuisse  
Interview mit Martin Buser 

 

In der Schweiz entwickeln Ex-
perten ein neues pauschaliertes 
Entgeltsystem für die Psychiat-
rie. Martin Buser von der 
Schweizer Krankenhausgesell-
schaft bewertet Eckpunkte des 
Konzepts. 
 
Warum hat sich die Schweiz für 
die deutsche Psychiatrie-Perso-
nalverordnung (Psych-PV) als 
Ausgangspunkt des Entgeltsys-
tems entschieden? 
Die internationalen Erfahrungen 
zeigen, dass bei psychischen Er-
krankungen die Diagnose kein 
Gradmesser für die Leistungen 
und Kosten in der Psychiatrie 
ist. Die Aufenthaltsdauer kann 
z. B. bei gleicher Diagnose ex-
trem variieren. Für die Höhe 
der Kosten, die ein Patient ver-
ursacht, ist der Schweregrad 
bzw. der Verlauf seiner Erkran-
kung viel entscheidender. Als 
Grundlage für die Entwicklung 
unserer neuen Tarifstruktur be-
nötigten wir daher ein Raster, 
mit dem sich psychisch kranke 
Patienten nach Schweregrad 
und Krankheitsverlauf einteilen 
lassen. Im Prinzip ist die deut-
sche Psychotherapie-Personal-
verordnung ein solches Eintei-
lungsraster. Die Psych-PV ist 
einfach zu handhaben und vor 
allem entwicklungsfähig. Unsere 
Psych-PV heißt nun: psysuisse.  
 
Welche Elemente haben Sie in 
die psysuisse übernommen, 
welche verändert? 
Wir haben auf die explizite Be-
nennung der Behandlungsziele 
verzichtet, da sie für ein Tarif-
system nicht relevant und auch 
nur allgemein formuliert sind. 
Übernommen haben wir im 
Prinzip alle Behandlungsberei-
che der Psych-PV, wobei wir 
den Bereich „Langandauernde 
Behandlung Schwer- und Mehr-
fachkranker“ zum Behandlungs-
bereich „Komplexe Therapie“ 
weiterentwickelt haben. Über-
legungen, den Bereich „Psycho-
therapie“ zu streichen, wie es 
sie wohl in Deutschland gibt, 
gab es bei uns nicht. Der Be-
handlungsbereich „Psychothera-

pie“ hat in der Schweiz einen 
hohen Stellenwert bei den Pati-
enten, was sich darin zeigt, dass 
Kliniken, die diesen Behand-
lungsbereich anbieten, beson-
ders stark frequentiert werden. 
Nicht übernehmen konnten wir 
den Behandlungsbereich „Tages-
klinische Behandlung“, der auf-
grund der spezifischen Finanzie-
rungsstrukturen in der Schweiz 
voraussichtlich eine separate 
Vergütung erhalten wird. Die 
den einzelnen Behandlungsbe-
reichen zugeordneten Minuten-
werte der beteiligten Berufs-
gruppen in der psysuisse beru-
hen auf den von uns in den Spi-
tälern ermittelten durchschnitt-
lichen Ist-Werten und ersetzen 
damit die Soll-Werte der deut-
schen Psych-PV. Im Intensivbe-
handlungsbereich werden nun 
z. B. für Psychologen/Psycho-
therapeuten genauso viele Mi-
nuten veranschlagt wie für Ärz-
te, wohingegen in Deutschland 
die veranschlagten Zeitwerte 
für Diplom-Psychologen nur 
fünf Prozent des Zeitwerts für 
Ärzte ausmachen. 
 
Hat sich die Eingruppierung der 
Psych-PV in Behandlungsberei-
che bewährt? 
Erste Vorauswertungen hatten 
gezeigt, dass die Eingruppierung 
der Patienten in die verschiede-
nen Behandlungsbereiche zwi-
schen den Spitälern stark diver-
giert. So wurden in einer Klinik 
lediglich 14 Prozent der Patien-
ten in den Intensivbehandlungs-
bereich eingruppiert, wohinge-
gen in anderen Kliniken unge-
fähr die Hälfte aller Patienten 
dort eingestuft wurde. Diese 
Varianz haben wir als ein Indiz 
gewertet, dass die Kriterien für 
die Einstufung der Patienten in 
die unterschiedlichen Behand-
lungsbereiche nicht eindeutig 
genug operationalisiert sind, um 
sicherzustellen, dass kliniküber-
greifend die Zuordnung der Pa-
tienten nach einheitlichen Krite-
rien erfolgt und vergleichbar ist. 
Wir haben deshalb versucht, 
eindeutige und einfache Zuord-
nungsregeln, wie z. B. die 

Gruppenfähigkeit eines Patien-
ten, zu formulieren, die mit ei-
nem vertretbaren Schulungsauf-
wand eine eindeutige Eingrup-
pierung der Patienten in die ver-
schiedenen Behandlungsbereiche 
ermöglicht. Diese Zuordnungs-
regeln werden im Moment noch 
vernehmlasst und demnächst 
unter www.psysuisse.ch veröf-
fentlicht.  
 
Wie erfassen Sie die Leistungen 
in den einzelnen Behandlungsbe-
reichen? 
Um den Dokumentationsauf-
wand so gering wie möglich zu 
halten, bauen wir auf den beste-
henden Dokumentationsver-
pflichtungen und -systemen auf. 
Die Schweiz hat dabei das 
Glück, dass in den meisten Kli-
niken bereits eine Kostenträ-
gerrechnung angewandt wird. 
Dabei erfasst jede Klinik berufs-
gruppenspezifisch die Leistun-
gen, die ein Patient erhält. Jede 
Berufsgruppe (Ärzte, Psycholo-
gen/Psychotherapeuten, Pflege 
etc.) kodiert hierzu in ihrem 
Dokumentationssystem die er-
brachten Leistungen. Ärztliche 
und psychologische/psychothe-
rapeutische Leistungen werden 
mit TARMED erfasst, das dem 
EBM, wie er im ambulant-
ärztlichen Bereich in Deutsch-
land angewandt wird, ähnelt. 
 
Lässt sich die Einführung eines 
neuen Tarifsystems nicht auch 
nutzen, um neue Versorgungs-
konzepte in der Psychiatrie zu 
fördern? 
Aktuell geht es uns darum, ein 
neues Tarifsystem für die Psy-
chiatrie zu entwickeln. Für un-
sere Patienten und alle, die in 
der Psychiatrie arbeiten, brau-
chen wir eine leistungsbezoge-
ne Finanzierung, die die Ver-
sorgung sicherstellt. Parallel 
dazu sollte man aber auf jeden 
Fall über innovative Versor-
gungskonzepte nachdenken, 
die dann bei entsprechender 
Eignung auch umgesetzt wer-
den können. Unser Tarifsystem 
ist anpassungs- und entwick-
lungsfähig. 

Homepage psysuisse: 
www.psysuisse.ch 
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Entgeltpauschalen in Psychiatrie und Psychosomatik 

Mit dem Krankenhausfinan-
zierungsgesetz fiel in Deutsch-
land der Startschuss für Entgelt-
pauschalen in Psychiatrie und 
Psychosomatik. Die BPtK veran-
staltete deshalb am 27. April 
2009 ein Round-Table-Gespräch 
mit Experten aus der Schweiz 
und Österreich, die bereits über 
Erfahrungen mit pauschalieren-
den und leistungsbezogenen 
Entgeltsystemen verfügen. 

 
Kostenhomogene Patienten-

gruppen 
Voraussetzung für die Kalku-

lation von Fallpauschalen ist, 
dass sich Patientengruppen bil-
den lassen, deren Behandlungs-
kosten möglichst homogen sind. 
Prof. Dr. Wulf Rössler von der 
Psychiatrischen Universitätskli-
nik Zürich berichtete, dass nach 
empirischen Studien die Länge 
eines stationären Aufenthaltes in 
der Psychiatrie weitgehend un-
abhängig von der Diagnose des 
Patienten sei. Auch der Versuch, 
statt Diagnosen Syndrome zu 
erfassen, die den Schweregrad 
einer Erkrankung besser abbil-
den (AMDP-System), führte nur 
zu unbefriedigenden Ergebnis-
sen. Rössler bemerkte, dass die 
Länge eines stationären Aufent-
haltes deshalb letztlich auch 
normativ festgesetzt werden 
könne. Empirische Untersu-
chungen zeigten, dass sich die 
Gesundheit eines Patienten nur 
noch wenig verbessere, wenn er 
länger als 15 bis 30 Tage statio-
när behandelt werde.  

Rössler schloss seinen Vortrag 
mit der Forderung, den Patien-
ten und seine Bedürfnisse in den 
Mittelpunkt der Struktur- und 
Finanzreformen in der Psychiat-
rie zu stellen. Eine ambulante 
Behandlung sei einer stationären 
vorzuziehen und zwischen den 
Sektoren eine kontinuierliche 
Behandlung zu gewährleisten. 
Ein Blick nach England lohne 
sich: Dort sei das Prinzip des 
Community Treatment flächen-
deckend umgesetzt worden, bei 
dem der Patient stationär wie 
ambulant von demselben Be-
handlungsteam betreut werde. 
Wolle man die psychiatrische 

Versorgung stärker an solchen 
Konzepten ausrichten, müsse 
man allerdings über die Einfüh-
rung von Kopf- anstatt Fallpau-
schalen diskutieren. 

 
Psych-PV als Basis 

Martin Rumpf, Projektleiter 
in der Gesundheits- und Fürsor-
gedirektion Bern, stellte die 
Finanzierung der Psychiatrie im 
Kanton Bern vor. Dort ermitte-
le man auf der Basis der deut-
schen Psychiatrie-Personalver-
ordnung (Psych-PV) leistungs-
bezogene Pflegetagpauschalen 
(LPP), also Pauschalen pro Tag 
und Behandlungsbereich. Auch 
in Bern unterschieden sich ur-
sprünglich die Behandlungskos-
ten zwischen verschiedenen 
Kliniken erheblich. Zentrales 
Ziel sei es deshalb gewesen, eine 
gerechte Verteilung der finan-
ziellen Ressourcen zwischen den 
Spitälern herzustellen.  

Die LPP setzen sich zum ei-
nen aus Leistungspauschalen zu-
sammen, die auf der Grundlage 
der Psych-PV plus Zuschlägen 
für Nacht- und Bereitschafts-
dienste etc. ermittelt werden, 
und zum anderen aus einer 
Grundpauschale, in der die Kos-
ten für die Infrastruktur, wie 
Wäscherei, Transportdienste 
und andere Sachkosten, enthal-
ten sind. Finanziert werden die 
LPP je zur Hälfte aus Kanton-
steuern und Krankenkassenbei-
trägen. Rumpf berichtete, dass 
es durch die Einführung leis-
tungsbezogener Tagespauschalen 
zu einer umgehenden Beruhi-
gung der Ressourcenkontrover-
se gekommen sei, auch weil bei 
ihrer Entwicklung alle relevan-
ten Akteure einbezogen worden 
seien. Ein Nachteil des Modells 
sei jedoch, dass der ambulante 
Bereich nicht berücksichtigt 
wurde.  

 
Nationale Tarifstruktur 

Im Herbst 2005 begann auch 
die Schweiz die Arbeit an einer 
nationalen, leistungsbezogenen 
Tarifstruktur für die Psychiatrie 
(psysuisse), die ab dem Jahr 
2012 für alle stationären und 
teilstationären Psychiatriebe-

handlungen gelten soll. Über 
deren Eckpunkte berichtete 
Martin Buser, Projektleiter von 
psysuisse (siehe Interview S. 3). 

 
Fallpauschalen je nach Diagnose 

Einen anderen Weg beschrei-
tet Österreich. Diesen stellte 
Universitätsdozent Primar Dr. 
Werner Schöny von der Ge-
sundheits- und Spitals AG vor. 
In Österreich seien so genannte 
leistungsbezogene Diagnosefall-
gruppen (LDF) eingeführt wor-
den. Ursprünglich seien neben 
den Diagnosen zwei umfassende 
Leistungsziffern maßgeblich 
gewesen: „Therapie psychiat-
risch Schwerstkranker“ und 
„Komplexe psychiatrische The-
rapie“. Die Kodierung dieser 
Komplexleistungen sei aber 
nicht dem Anspruch einer gerin-
gen Manipulationsanfälligkeit 
gerecht geworden. Deshalb 
seien, so berichtete Schöny, die 
beiden umfassenden Leistungs-
ziffern wieder gestrichen und 
durch eine neue Abrechnungs-
einheit ersetzt worden, die über 
die Mindestpersonalausstattung 
definiert sei. 

 
Diskussion 

In der abschließenden Diskus-
sion wurde betont, dass sich ein 
neues Finanzierungssystem ins-
besondere an den Bedürfnissen 
der Patienten ausrichten und 
eine flexible und kontinuierliche 
Versorgung des Patienten ge-
währleisten müsse. Eine sekto-
renübergreifende Lösung wären 
beispielsweise Kopfpauschalen. 

Aus Sicht der Kostenträger ist 
die Frage der Qualitätssicherung 
bisher nur unzureichend imple-
mentiert. Bisher sei die stationä-
re psychiatrische Behandlung für 
die Krankenkassen eine „Black 
Box“. Deshalb seien eine syste-
matische und transparente Erfas-
sung der Leistungen und die 
Abbildung der aktuellen Kosten 
unbedingt notwendig. Parallel 
müsse aber auch über innovative 
Versorgungskonzepte nachge-
dacht werden. Das neue Tarif-
system solle deshalb möglichst 
anpassungs- und entwicklungsfä-
hig sein. 

Prof. Dr. W. Rössler 

H. Schürmann, Prof. Dr. R. Rich-
ter, Dr. W. Schöny (v. l.) 
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Symposium: Psychotherapie im Alter 
In einer alternden Gesell-

schaft steigt auch der Anteil 
psychisch kranker älterer Men-
schen an. Depressive Störungen 
gehören neben demenziellen 
Erkrankungen zu den häufigs-
ten psychischen Störungen im 
Alter. Fast jeder zehnte Er-
wachsene über 60 Jahren leidet 
unter einer Depression. Der 
Anteil älterer Menschen, die 
psychotherapeutisch behandelt 
werden, ist jedoch noch ver-
schwindend gering. Von 100 
älteren Menschen, die an einer 
Depression leiden, erhält nicht 
einmal ein Patient eine Psycho-
therapie. Hingegen nimmt je-
der vierte Erwachsene über 70 
Jahren ein Psychopharmakon, 
insbesondere Beruhigungsmit-
tel, teils mit gravierenden Ne-
benwirkungen. Das Symposium 
„Psychotherapie im Alter“ der 
BPtK, das am 8. Mai 2009 in 
Berlin stattfand, beschäftigte 
sich deshalb mit der Frage, wie 
eine bedarfsgerechte Versor-
gung psychisch kranker älterer 
Menschen in Zukunft ausgestal-
tet werden sollte. 

 
Versorgungsbedarf steigt 

Prof. Dr. Adelheid Kuhlmey 
von der Charité in Berlin gab in 
ihrem Vortrag einen Überblick 
zum Versorgungsbedarf älterer 
Menschen. Mit der steigenden 
Lebenserwartung steige auch 
die psychiatrische Gesamtmor-
bidität. Neben Depressionen 
hätten demenzielle Erkrankun-
gen hieran den größten Anteil. 
Da 60 Prozent der Demenz-
kranken in Privathaushalten 
lebten, sei auch ein nicht uner-
heblicher Anteil der Angehöri-
gen stark psychisch belastet und 
krank.  

Verlässliche Daten zur psy-
chotherapeutischen Versorgung 
älterer Menschen existierten 
derzeit nicht. In der ambulan-
ten psychotherapeutischen Ver-
sorgung liege der Anteil von 
Patienten über 60 Jahren ver-
mutlich zwischen 0,2 und 0,9 
Prozent. Man müsse jedoch 
vorsichtig sein, hieraus auf eine 
psychotherapeutische Unter-
versorgung psychisch kranker 

alter Menschen zu schließen. In 
dieser Generation sei ein biolo-
gisches Krankheitskonzept 
noch weit verbreitet, weshalb 
ältere Menschen kaum Psycho-
therapie in Anspruch nähmen.  

Die größten Versorgungslü-
cken bestehen, so Kuhlmey, im 
psychiatrisch-geriatrischen Be-
reich. Es mangele an einer Um-
setzung guter therapeutischer 
Konzepte in den Pflegeheimen, 
aber auch an der Implementie-
rung therapeutischer Ansätze 
im ambulanten Bereich, die die 
Heimunterbringung von De-
menzkranken hinauszögern 
könnten. Psychotherapeuten 
sollten ihr Leistungsspektrum 
erweitern und beispielsweise 
auch Angebote für Angehörige 
Demenzkranker machen sowie 
Schulungen und Supervision für 
in Heimen arbeitende Pflege-
kräfte anbieten. 

 
Psychotherapeutische Praxis 
Prof. Dr. Andreas Maercker 

vom Psychologischen Institut 
der Universität Zürich stellte 
zunächst die Theorien zur Le-
bensspanne dar, die das Alter 
unter einer Gewinn-Verlust-
Perspektive betrachten. Zu den 
alterstypischen Verlusten ge-
hörten kognitive Funktionsein-
bußen, Alterserkrankungen, 
Pensionierung und der Tod na-
hestehender Personen. Ihnen 
ständen insbesondere reifere 
Bewältigungs- und Lebenser-
fahrungen gegenüber. Diese im 
Alter typischen Bewältigungs-
stile könnten in der Psychothe-
rapie mit Älteren genutzt wer-
den.  

Ältere Patienten seien allge-
mein auch keine „schwierige-
ren“ Patienten. Nach seinen 
Untersuchungen seien sie zu 
Beginn einer Psychotherapie 
häufig sogar weniger psychisch 
belastet als jüngere Patienten 
und in der Regel im Therapie-
prozess sogar lösungsfokussier-
ter, was häufig schon nach fünf 
bis sieben Sitzungen deutliche 
Verbesserungen ermögliche. 
Maercker forderte, die beste-
henden therapeutischen Tech-
niken dem Alter entsprechend 

zu modifizieren und sich zudem 
das notwendige Wissen über 
die häufigsten körperlichen Er-
krankungen anzueignen. Im 
Übrigen sei Psychotherapie mit 
alten Menschen auch die Chan-
ce, für sich selbst und das eige-
ne Altern etwas zu lernen. 

 
Diskussion 

In der anschließenden Podi-
umsdiskussion forderte BPtK-
Präsident Prof. Dr. Rainer 
Richter eine größere Bereit-
schaft insbesondere jüngerer 
Psychotherapeuten, mit älteren 
Menschen zu arbeiten. Diese 
sei sehr lohnend, ergänzte Dr. 
Johannes Kipp, Klinikdirektor 
der Klinik für Psychosomati-
sche Medizin und Psychothera-
pie in Kassel. Dafür seien spezi-
fische Fortbildungen und die 
Verankerung von Alterspsycho-
therapie in der Ausbildung 
wichtige erste Schritte.  

Die Krankenkassen stellten 
durchaus eine Nachfrage älte-
rer Patienten nach Psychothe-
rapie fest, berichtete Johannes 
Klüsener von der Techniker 
Krankenkasse. Der spezielle 
Versorgungsbedarf von älteren 
Patienten mit psychischen Stö-
rungen könnte jedoch von den 
Kassen nur erkannt und in spe-
zifische Versorgungsangebote 
umgesetzt werden, wenn die 
entsprechenden Diagnosen 
auch dokumentiert würden.  

800.000 Pflegekräfte seien 
eine wichtige Berufsgruppe, 
mit der die Lücke zwischen 
Bedarf und Bedarfserkennung 
geschlossen werden könne, 
stellte Prof. Dr. Stefan Görres 
vom Institut für Public Health 
und Pflegeforschung der Uni-
versität Bremen fest. Psycho-
therapeuten sollten sich bei 
der Versorgung psychisch 
kranker älterer Menschen ver-
stärkt als Supervisoren begrei-
fen, die enger mit den anderen 
Berufsgruppen zusammenar-
beiten und entsprechende Ver-
sorgungskonzepte erarbeiten, 
in denen Pflegekräfte durchaus 
als Co-Therapeuten und Multi-
plikatoren eingesetzt werden 
könnten.  

BPtK-Focus 

Prof. Dr. A. Kuhlmey 

Prof. Dr. A. Maercker 
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Höchstquote“, so BPtK-
Vorstand Peter Lehndorfer. 
„Bei einer Änderung der Be-
darfsplanungs-Richtlinie muss 
gewährleistet sein, dass mindes-
tens die gesetzliche Quote er-
reicht werden kann. Eine Rege-
lung, die dies nicht schafft, 
würde dem Gesetz diametral 
entgegenlaufen“. 

Es gibt auch erste Überlegun-
gen, eine Frist für neue Berech-
nungen von einem halben Jahr 
nach Inkrafttreten der Ände-
rung der Bedarfsplanungs-
Richtlinie vorzusehen. Dies 
würde zu einer weiteren Verzö-
gerung von insgesamt etwa 
einem Jahr führen. „Besonders 
unverständlich ist dies ange-
sichts der Tatsache, dass die 
Regelung auf fünf Jahre befris-
tet und nach Auffassung des 
Gesetzgebers dringend erfor-
derlich ist“, kritisierte BPtK-
Präsident Prof. Dr. Rainer 
Richter. In der Gesetzesbegrün-
dung heißt es wörtlich: „Der 
Zugang zu frühzeitigen Thera-
pien ist daher dringend erfor-
derlich, um persönliches Leid 
bei den betroffenen Kindern 
und Jugendlichen und ihren 
Familien sowie hohe volkswirt-
schaftliche (Folge-)Kosten zu 
vermeiden“. 

Der Gesetzgeber hat mit der 
Mindestquote für Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapie die 
Voraussetzung geschaffen, dass 
für psychisch kranke Kinder 
und Jugendliche ausreichend 
ambulante Behandlungsplätze 
vorhanden sind. Die Neurege-
lung war ein Durchbruch für 
eine bedarfsgerechte Versor-
gung – doch bisher ist es ein 
Durchbruch, der nur auf dem 
Papier steht. 

Bislang sieht die Bedarfspla-
nung eine gemeinsame Gruppe 
für Psychotherapeuten vor, 
unabhängig davon, ob sie Kin-
der und Jugendliche oder Er-
wachsene behandeln. Wird in 
einem Planungsbereich eine 
festgelegte Anzahl von Psycho-
therapeuten überschritten, so 
gilt dieser als überversorgt. In 
diesem Bereich kann sich dann 
kein weiterer Psychotherapeut 
mehr niederlassen. Dies führt 
vielfach dazu, dass Planungsbe-
reiche als „überversorgt“ ausge-
wiesen werden, obwohl dort 
keine ausreichenden Behand-
lungsplätze für psychisch kranke 
Kinder und Jugendliche vorhan-
den sind. 

Dieses Problem hat der Ge-
setzgeber erkannt und gesetzlich 
vorgeschrieben (GKV-OrgWG), 

dass in jedem Planungsbereich 
mindestens 20 Prozent der Pra-
xissitze denjenigen psychothera-
peutischen Leistungserbringern 
vorbehalten sind, die ausschließ-
lich Kinder und Jugendliche 
behandeln („Mindestquote“). 
Mit dieser Regelung setzte der 
Gesetzgeber Kriterien für eine 
bedarfsgerechtere Versorgung in 
der Bedarfsplanung der gesetzli-
chen Krankenversicherung 
durch. Die neue gesetzliche 
Regelung gilt seit dem 1. Januar 
2009 und sieht keine Übergangs-
fristen vor. 

Aufgabe des Gemeinsamen 
Bundesausschusses ist es, die 
bisherige Bedarfsplanungs-
Richtlinie an die neuen gesetzli-
chen Vorgaben anzupassen. 
Nach einem Ansatz soll in der 
Bedarfsplanungs-Richtlinie zwar 
die gesetzliche Mindestquote 
von 20 Prozent festgeschrieben 
werden, diese jedoch so lange 
nicht anwendbar sein, bis in 
allen Planungsbereichen einer 
Kassenärztlichen Vereinigung 
ein Anteil von zehn Prozent 
erreicht wird. Solange dieser 
nicht überall erreicht wird, 
könnte nirgends eine Verbesse-
rung der Versorgungssituation 
eintreten. „Das Gesetz schreibt 
eine Mindestquote vor, keine 

Mindestquote: Kurzfristige Umsetzung erforderlich 

Sozialpsychiatrievereinbarung gesetzlich sichern 
Psychisch kranke Kinder 

und Jugendliche bedürfen ei-
ner multiprofessionellen Be-
handlung, die sich an Leitli-
nien orientiert und sich nicht 
einseitig auf Psychopharmaka 
konzentriert. Die Sozialpsy-
chiatrievereinbarungen verfol-
gen das Ziel einer ambulan-
ten, qualifizierten, multipro-
fessionellen Betreuung von 
Kindern und Jugendlichen mit 
komplexen psychischen Stö-
rungen. Sie tragen der gesetz-
lichen Regelung Rechnung, 
wonach die Kassenärztlichen 
Vereinigungen und die Kran-
kenkassen „auch eine ange-
messene Vergütung für nicht-
ärztliche Leistungen im Rah-
men sozialpädiatrischer und 

psychiatrischer Tätigkeit ver-
einbaren“ sollen (§ 85 Abs. 2 
Satz 4 SGB V). 

Die Krankenkassen haben 
diese Vereinbarungen mit der 
Einführung des Gesundheits-
fonds vorsorglich gekündigt. 
Es ist nicht klar, ob Anschluss-
vereinbarungen geschlossen 
werden. Solche Vereinbarun-
gen sind aber dringend not-
wendig, um eine ausreichende 
Versorgung von Kindern und 
Jugendlichen zu gewährleis-
ten. Daher sieht die 15. AMG-
Novelle (BT-Drs. 16/12256) 
vor, die bisherige Soll-
Regelung zu ändern und die 
Vertragsparteien zum Ab-
schluss einer Sozialpsychiatrie-
vereinbarung zu verpflichten. 

Stärkere psychotherapeutische 
Ausrichtung 

Der Gesetzgeber sollte aller-
dings gleichzeitig die Weichen 
für eine qualitätsorientierte Wei-
terentwicklung der Sozialpsychi-
atrievereinbarung stellen. Dazu 
gehören eine stärkere psychothe-
rapeutische Ausrichtung der Be-
handlungsangebote und eine 
qualitätsgesicherte Behandlung. 
Die Arzneimittelverordnungsda-
ten für Kinder und Jugendliche 
belegen eine pharmakolastige 
Versorgung psychischer Erkran-
kungen. Evidenzbasierte Leitli-
nien empfehlen deutlich stärker 
psychotherapeutisch ausgerichte-
te Behandlungsangebote. Vor 
diesem Hintergrund sollten als 

Fortsetzung auf Seite 7 

Stellungnahme der BPtK: 
www.bptk.de  
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BPtK-Inside Ausbildung: Forschergruppe legt Gutachten vor 

Das Forschergremium unter 
der Leitung von Prof. Dr. Bern-
hard Strauß (Universitätsklini-
kum Jena) hat dem Bundesmi-
nisterium für Gesundheit sein 
Gutachten zur Zukunft der 
Psychotherapieausbildung über-
geben, das eine Reform des 
Psychotherapeutengesetzes vor-
bereiten soll. Zehn Jahre nach 
dem Psychotherapeutengesetz 
zieht das Gutachten eine erste 
Bilanz der Psychotherapieaus-
bildung. 

Die Zukunft der Psychothera-
pieausbildung war auch das 
Schwerpunktthema des 14. 
Deutschen Psychotherapeutenta-
ges am 9. Mai in Berlin. Dabei 
empfahl der BPtK-Vorstand, 
sich Zeit zu nehmen, um die 
neuen empirischen Ergebnisse 
breit zu diskutieren. Derzeit ist 
noch völlig offen, wann und wie 
die nächste Bundesregierung ei-
ne Reform des Psychotherapeu-
tengesetzes anfassen wird. 

Aus Sicht der Profession be-
steht allerdings schon heute 
dringender Handlungsbedarf, 

um eine bundesweit einheitliche 
und angemessene Qualifikation 
von Psychotherapeuten sicher-
zustellen. Aufgrund der Einfüh-
rung der Bachelor- und Master-
abschlüsse in der EU gelten die 
bisherigen Rahmenprüfungsord-
nungen nicht mehr. Damit ist 
nicht mehr gewährleistet, dass 
die im Ansatz als Zugangsvor-
aussetzung zur Psychotherapie-
ausbildung genannten Studien-
gänge die notwendigen Kompe-
tenzen vermitteln. Von der 
Bezeichnung des Studienab-
schlusses lässt sich heute nicht 
mehr eindeutig auf die erworbe-
nen Kompetenzen schließen. 

Die BPtK und die Deutsche 
Gesellschaft für Psychologie 
(DGPs) haben gemeinsam Emp-
fehlungen für Mindestanforde-
rungen an psychologische Stu-
diengänge verabschiedet, die 
für eine Ausbildung zum Psy-
chologischen Psychotherapeu-
ten qualifizieren. Für die Stu-
diengänge, die zum Kinder- 
und Jugendlichenpsychothera-
peuten qualifizieren, hat eine 

BPtK-Kommission einen Vor-
schlag erarbeitet, der zurzeit 
mit den betroffenen Fachgesell-
schaften abgestimmt wird. 

Beide Papiere könnten bis zu 
einer Reform des Psychothera-
peutengesetzes eine breite 
Wirkung entfalten, wenn sie 
von den Landesprüfungsämtern 
als Entscheidungsgrundlage 
herangezogen werden. Eine 
erste Voraussetzung dafür hat 
die Arbeitsgemeinschaft der 
Obersten Landesgesundheits-
behörden (AOLG) auf ihrer 
Märzsitzung geschaffen. Die 
AOLG bat die Arbeitsgruppe 
„Berufe des Gesundheitswe-
sens“ zu prüfen, ob die von der 
BPtK erarbeiteten Mindestan-
forderungen qualifizierender 
Studiengänge den Landesprü-
fungsämtern als bundeseinheit-
liche Entscheidungsgrundlage 
bei der Zulassung zur staatli-
chen Prüfung zum Psychologi-
schen Psychotherapeuten oder 
zum Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten emp-
fohlen werden können. 

Gutachten der Forscher-
gruppe: 
www.bptk.de 
 
Antwort der Bundesre-
gierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion Die 
Linke zur Situation der 
PiA (BT-Drs. 16/12401): 
www.bundestag.de 

ökonomische Bewertung von 
Arzneimitteln ist. Dieses Kon-
zept ist bislang in der gesund-
heitsökonomischen Evaluation 
nicht gebräuchlich. Historisch 
gewachsene Arzneimittelpreise 
haben darin ein besonderes Ge-
wicht. Mit Interesse werden 
daher die Ergebnisse dreier ex-
emplarischer Kosten-Nutzen-
Bewertungen erwartet. Deren 
Ergebnisse will das IQWiG noch 
in der ersten Jahreshälfte in ei-
nem Workshop vorstellen. Im 
Sommer 2009 soll dann die erste 
„Arbeitsversion“ des Methoden-
papiers folgen. 

Seit 2008 hat das Institut für 
Qualität und Wirtschaftlichkeit 
i m  G e s u n d h e i t s w e s e n 
(IQWiG) auch die Aufgabe, 
Kosten und Nutzen medika-
mentöser Therapien zu bewer-
ten. Das Institut soll damit die 
Entscheidungsgrundlagen dafür 
schaffen, Höchstpreise für neue 
Arzneimittel in der gesetzli-
chen Krankenversicherung 
festzulegen. Bis dahin waren 
die Kompetenzen des IQWiG 
darauf beschränkt, ausschließ-
lich den medizinischen Nutzen 
von Arzneimitteln zu bewer-
ten. 

Nach einer ersten Stellung-
nahmerunde im Herbst 2008 hat 
das IQWiG jetzt seinen zweiten 
„Entwurf“ eines Methodenpa-
piers für eine Kosten-Nutzen-
Bewertung veröffentlicht. Die 
BPtK hat sich in einer Stellung-
nahme insbesondere für eine 
möglichst hohe Verfahrenstrans-
parenz und eine angemessene 
Beteiligung von Patienten, Leis-
tungserbringern und Arzneimit-
telfirmen ausgesprochen. 

Kontrovers wird nach wie vor 
das Konzept der Effizienzgrenze 
diskutiert, das im IQWiG-Ent-
wurf die zentrale Basis für die 

IQWiG zur Kosten-Nutzen-Bewertung 

Homepage des IQWiG: 
www.iqwig.de 
 
Stellungnahme der BPtK: 
www.bptk.de 

Vertragspartner neben Fachärz-
ten für Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie auch niedergelassene 
Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten und Psychologi-
sche Psychotherapeuten benannt 
werden. Bisher beschränkt sich 
die Regelung auf Ärzte. 

Qualitätsgesicherte 
Behandlung  

Durch eine standardisierte 
Basisdokumentation und die 
Evaluation der Behandlungser-
gebnisse können Struktur-, 
Prozess- und – soweit möglich 
– auch Ergebnisqualität darle-
gungsfähig werden. Dies sollte 

der Gesetzgeber verbindlich 
vorschreiben. Erst ein Quali-
tätsmanagement in diesem 
Sinne verhindert, dass die üb-
licherweise vereinbarten Ver-
gütungspauschalen keine unter 
Qualitätsgesichtspunkten pro-
blematischen ökonomischen 
Anreize setzen. 

Fortsetzung von Seite 6 



 

ZUM SCHLUSS 

BPtK-Newsletter 
Herausgeber: BPtK 
 

V.i.S.d.P.:  Prof. Dr. Rainer Richter 
Redaktion:  Kay Funke-Kaiser 
Layout:  Judith Scheide 
Druck:  Senser-Druck, Augsburg 
 
Nachdruck und Fotokopien auch auszugs-
weise nicht gestattet.  
Erscheinungsweise: viermal jährlich 
 
Bundespsychotherapeutenkammer 
Klosterstraße 64 
10179 Berlin 
Telefon:  030-278785-0 
Fax:  030-278785-44 
E-Mail:  info@bptk.de 
Internet: www.bptk.de 

Impressum 

Das Statistische Bundesamt hat im 
März eine vergleichende Analyse der 
Krankheitskosten im deutschen Ge-
sundheitswesen der Jahre 2002, 
2004 und 2006 vorgelegt. Danach 
stiegen die Krankheitskosten in die-
sem Zeitraum um 17,2 Milliarden 
auf 236 Milliarden Euro. Psychische 
Störungen und Verhaltensstörungen 
zählten dabei zu den besonders kos-
tenintensiven Erkrankungen. 

2006 verursachten Kreislaufer-
krankungen die höchsten Kosten 
(35,2 Milliarden Euro/14,9 Pro-
zent), gefolgt von Krankheiten des 
Verdauungssystems. An dritter Stel-
le der Kostenrechnung lagen psychi-
sche Krankheiten, die 26,7 Milliarden 

Euro Krankheitskosten be-
dingten. Das entsprach 11,3 
Prozent der Gesamtkosten 
und waren 3,3 Milliarden 
Euro mehr als 2002. Ein 
Drittel der Kosten für psy-
chische Störungen sind 
durch demenzielle Störun-
gen verursacht und ein 
Sechstel diente zur Behand-
lung von Depressionen. 
Zu den Krankheitskosten 

zählt die amtliche Statistik sämtliche 
Ausgaben für medizinische Heilbe-
handlungen sowie für Präventions-, 
Rehabilitations- oder Pflegemaßnah-
men. 

Statistisches  
Bundesamt:  

Neue Krankheits-
kostenrechnung 

 www.destatis.de 

BPtK begrüßt  
EU-Grünbuch „Gesundheitsberufe“ 

Die Bundespsychotherapeutenkammer 
(BPtK) begrüßt die Initiative der Europäi-
schen Kommission, die Folgen des demo-
grafischen Wandels für die Gesundheitsbe-
rufe in einem Grünbuch zu beschreiben 
und zu bewerten. Gesundheitsberufe müs-
sen in einer alternden Gesellschaft auch 
künftig ein attraktives Berufsziel bleiben. 
Dabei muss die grundsätzliche Frage beant-
wortet werden, wie die Gesundheitsberufe 
weiterentwickelt werden können, um eine 
bestmögliche Versorgung zu gewährleisten. 
Bei psychischen Erkrankungen ist aus Sicht 
der BPtK das deutsche Modell eines ausdif-
ferenzierten Berufs des Psychotherapeuten 
ein erfolgreicher Ansatz. 

Im Dezember 2008 hatte die Kommissi-
on der Europäischen Gemeinschaften das 
Grünbuch veröffentlicht (BPtK-Newsletter 
1/2009). Darin werden die aus Sicht der 
Kommission bestehenden Herausforderun-

gen dargelegt und Handlungsfelder mit 
Lösungsansätzen aufgezeigt. In der schrift-
lichen Stellungnahme zum Grünbuch weist 
die BPtK darauf hin, dass es aus ihrer Sicht 
nicht ausreicht, nur auf die sich wandeln-
den Rahmenbedingungen zu reagieren. 

Nach Einschätzung der BPtK wird die 
multiprofessionelle Zusammenarbeit in 
Zukunft als Konsequenz der Veränderungen 
der Aufgaben- und Tätigkeitsprofile der 
Arbeitskräfte im Gesundheitswesen in Eu-
ropa anders gestaltet werden müssen. Bis-
her stehen häufig die traditionelle Aufga-
benteilung und Hierarchie zwischen den 
ärztlichen Heilberufen und den anderen 
Gesundheitsberufen notwendigen Verände-
rungen im Weg. 

Stellungnahme der BPtK: 
www.bptk.de 

Die Kassenärztlichen Vereinigungen (KVen) planen, ihren Mitgliedern künftig die Online-
Abrechnung zu ermöglichen. Dafür wollen sie den neuen Arzt- bzw. Psychotherapeutenaus-
weis nutzen. Dieser ermöglicht erstmals eine qualifizierte elektronische Signatur. Durch sie 
kann die Identität des Absenders zweifelsfrei festgestellt werden und es ist nachprüfbar, ob die 
gesendeten Daten unverfälscht vorliegen. 

Die KV Nordrhein hat zusammen mit der Psychotherapeutenkammer NRW und der Ärzte-
kammer Nordrhein ein Pilotprojekt zur Online-Abrechnung gestartet und bietet erstmalig im 
2. Quartal 2009 die Möglichkeit, die Gesamtaufstellung der Praxis in digitaler Form zu über-
mitteln. Psychotherapeuten, die am Pilotprojekt teilnehmen, erhalten hierzu einen elektroni-
schen Psychotherapeutenausweis (ePtA) bei der Psychotherapeutenkammer NRW. Die KV 
Nordrhein gewährt allen Mitgliedern, die die Online-Abrechnung mit elektronischer Signatur 
nutzen, einen verminderten Verwaltungskostensatz von 2,6 statt den üblichen 2,8 Prozent. 

Online-Abrechnung  
mit dem Psychotherapeutenausweis 

Diotima-Ehrenpreis verliehen 
Die deutsche Psychotherapeutenschaft 

hat am 8. Mai 2009 erstmals den Dioti-
ma-Ehrenpreis verliehen. Preisträger 
sind: Detlev Kommer†, Annelies Arp-
T r o j a n ,  H a n s -
Joachim Schwarz 
und Prof. Dr. Hans-
Volker Werthmann. 

Mit dem Diotima-
Ehrenpreis der deut-
schen Psychothera-
peutenschaft werden 
Personen geehrt, die 
sich besonders um 
die Versorgung psy-
chisch kranker Men-
schen verdient gemacht haben oder sich 
durch ein besonderes berufspolitisches 
oder wissenschaftliches Engagement 

auszeichnen. Der Preis ist nach Diotima 
aus Mantinea benannt, einer mythischen 
Priesterin der Antike. Sie gilt als Lehre-
rin des Sokrates, die ihn dazu inspirier-

te, als erster Philosoph die Seele des 
Menschen in den Mittelpunkt seines 
Denkens und Lehrens zu stellen. 

Detlev Kommer, Annelies Arp-Trojan, Hans-Joachim Schwarz, Prof. Hans-Volker Werthmann 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


